
 

 

 

 

Der Vorsitzende 
CDU Baden-Württemberg 

Hasenbergstraße 49b 
70176 Stuttgart 

Telefon 0711/66904-26 
Telefax 0711/66904-28 

Presse@cdu-bw.de 
www.cdu-bw.de 

Der Bezirksvorsitzende 
CDU-Bezirksgeschäftsstelle 

Eisenbahnstraße 64 
79098 Freiburg 

Telefon 0761 38762 14 
Telefax 0761 38762 18 

post@cdu-suedbaden.de 
www.cdu-suedbaden.de 

 

 

Der Bezirksvorsitzende 

 

CDU-Bezirksgeschäftsstelle 
Eisenbahnstraße 64 

79098 Freiburg 

Telefon 0761 38762 14 

Telefax 0761 38762 18 

post@cdu-suedbaden.de 

www.cdu-suedbaden.de 

 

 

An die Vertreter 

von Rundfunk und Presse 

 

 

Fluglärm-Staatsvertrag: Ratifizierung aussetzen! 

Strobl/Jung: „Augen zu und durch darf es nicht geben“ 

 

Die CDU-Baden-Württemberg und die CDU Südbaden sprechen sich dafür aus, die 

Ratifizierung des Fluglärm-Staatsvertrages mit der Schweiz auszusetzen. Das fordern 

Landesvorsitzender Thomas Strobl und Bezirksvorsitzender Andreas Jung in einem 

Schreiben an Bundesverkehrsminister Dr. Peter Ramsauer. „Die Schweizerische Les-

art ist das exakte Gegenteil der Bewertung durch die Bundes- und Landesregierung 

bei uns“, erklären die beiden Bundestagsabgeordneten. Damit fehle es an einer ge-

meinsamen Grundlage. Aus diesem Grund fordert die CDU einen Stopp des Ratifizie-

rungsverfahrens, bis alle offenen Fragen seriös geklärt sind. 

 

Der Schweizerische Bundesrat geht davon aus, aufgrund des Vertrags könne die An-

zahl der Anflüge von Norden auf bis zu 110.000 Anflüge wachsen. Minister Ramsauer 

hatte dagegen eine Entlastung Südbadens in Aussicht gestellt. Ministerpräsident Winf-

ried Kretschmann hatte von rund 85.000 Anflügen gesprochen. „Nur eine Lesart kann 

richtig sein und das muss jetzt geklärt werden: Bei unterschiedlicher Interpretation gibt 

es keinen gemeinsamen Vertrag“, betonen Strobl und Jung. „Augen zu und durch darf 

es jetzt nicht geben!“ Die Zeit solle auch genutzt werden, um die Fragen zu klären, die 

sich im Hinblick auf Flugrouten und Flughöhe stellen. Die CDU werde hierzu Anhörun-

gen in der Region anbieten und intensiv mit den Betroffenen ins Gespräch kommen. 

 


